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Sonstiger Orientierungssatz

Unwirksamkeit einer Veränderungssperre wegen nicht ausreichend konkretisierter Planung;

Rund 4.500 qm großes Grundstück in der Ortsmitte; Abgrenzung lnnenbereich/AußenbereiCh;

”Außenbereich im Inneribereich"; Planungserfordernis

Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. Die Beigeladene trägt ihre au-

ßergerichtlichen Kosten selbst.

II. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar.

Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Hö-

he des voHstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der Beklagte vorher Sicherheit in

gleicher Höhe leistet.

Tatbestand

Die Klägerin begehrt die Verpflichtung des Beklagten zur Erteilung eines Vorbescheids

für die Errichtung von fünf Einfamilienhäusern mit Stellplätzen.

2 Unter dem Datum des ”.. Mai 2014 beantragte die Klägerin die Erteilung eines Vorbe-

scheids für die Errichtung einer Einfamilienhaus-Wohnparkanlage bestehend aus fünf

Einfamilienhäusern mitje zwei Stellplätzen auf den Grundstücken FlNr. 9/3 und FlNr. 9/1

der Gemarkung .... Die Erschließung ist über eine über das Grundstück FlNr. 12 verlau

fende und mittels Dienstbarkeit gesicherte Zuweguncj zu der Straße ’....' geplant. Dem

Vorbescheidsantrag beigefügt war ein Katalog mit zehn Fragen.

3 Das Grundstück FlNr. 9/3, das mittlerweile aufgeteilt ist in die Grundstücke FlNr. 9/3
9/14, 9/15, 9/16 und 9/17, hat eine Fläche von rund 2.500 qm; es ist: im nördhchen Be-

reich mit einem zweistöckigen Einfamilienhaus bebaut, ansonsten unbebaut. Unbebaut
sind auch die südliche Hälfte des westlich an das Baugrundstück angrenzenden Grund-
stücks FlNr. 9/2 und das ebenfalls westlich an das Baugrundstück angrenzende rund
2.300 qm große Grundstück FlNr. 9/1, aus dem im Osten eine Fläche von 50 qm heraus-
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gemessen werden und dem Baugrundstück (FlNr. 9/17) zugeschlagen werden soll. In der
Umgebung finden sich - teilweise touristisch genutzte - Wohngebäude sowie auf dem
Grundstück FlNr. 12 ein Hotel mit Landwirtschaft und Stellplätzen.

4 Die ßeigeladene verweigerte zu dem Vorhaben anfangs mit Beschlüssen des Bau- und
Umweltausschusses vom .... juni 2014 das Einvernehmen, Die Klägerin besserte den Vor-

bescheidsantrag daraufhin unter dem Datum des .... Juli 2014 in einigen Punkten nach,

Am .....August 2014 erfolgte eine Ortseinsicht, bei der Vertreter aller Verfahrensbeteilig-

ten anwesend waren und der Beklagte ein Planungserfordernis für wohl gegeben hielt.
Die ehemaligen Bevollmächtigten der Klägerin äußerten mit Schriftsatz vom .... Septem-
ber 2014, das Baugrundstück sei dem unbebauten lnnenbereich zuzuordnen, weshalb
sie die Erteilung des Einvernehmens beantrage. Die Beigeladene erteilte schließlich mit
Beschluss des Gemeinderats vom .... September 2014 das Einvernehmen unter der Vor-
aussetzung einer maximalen Wandhöhe von 7 m und äußerte, der Erlass eines Bebau-

ungsplaris sei nicht geplant, Hiervon rückte die Beigeladene in der Folgezeit ab und teil-
te bei einer Besprechung der Beteiligten am .... Dezember 2014 mit, dass nunmehr doch
ein Bebauungsplan und eine Veränderungssperre erlassen werden sollten. Die ehemali-
gen Bevollmächtigten der Klägerin und diese selbst äußerten jeweils unter dem Datum
des .... Dezember 2014 gegenüber der Beigeladenen ihr Unverständnis über deren Vor-
gehen und forderten sie auf, von der Aufstellung eines Bebauungsplans und dem Erlass
einer Veränderungssperre abzusehen.

Am .... Dezember 2014 beschloss der Gemeinderat der Beigeladenen die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans und den Erlass einer Veränderungssperre. Im Beschluss sind folgen-

de planerische Gründe genannt: Die Immissionen aus dem benachbarten Hotel mit Park-
platz und Landwirtschaft sowie die Nähe zum Naturdenkmal ”..." erforderten eine plane -

tische Konfliktbewältigung. Das Baugrundstück befinde sich in zentraler Ortslage und ha-
be eine wichtige Funktion für die Gemeinde. Durch Aufstellung des Bebauungsplans wür-
den rechtssichere Verhältnisse hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung geschaf-

fen. Als Planungsziele der Gemeinde sind eine geordnete städtebauliche Entwicklung
und die Sicherung des touristisch genutzten baulichen Bestands unter Einbeziehung des
gewachsenen Gefüges mit zahlreichen Baudenkmälern aufgeführt. Der Geltungsbereich

des geplanten Bebauungsplans und der Veränderungssperre umfasst neben dem Bau-

grundstück noch weitere innerärtlich gelegene Grundstücke. Die Aufstellungsbeschluss

wurde am 17. Dezember 2014, die Veränderungssperre am 18. Dezember 2014 öffent-
lich bekanntgemacht.

6 Der Gemeinderat der Beigeladenen vergab in seiner Sitzung am ... März 2015 die Archi-
tektenleistung zur Aufstellung eines Bebauungsplans.

Mit Bescheid vom .... April 2015 lehnte der Beklagte die Erteilung des beantragten Vor-

hescheids ab. Er gehe davon aus, dass mit dem Vorbescheidsantrag die planungsrecht-

liche Zulässigkeit abgefragt werde. Die Veränderungssperre stehe dem Vorhaben ent-
gegen. Ihm stehe zwar keine Normverwerfungskompetenz zu; offensichtliche Zweifel an
deren Wirksamkeit seien aber nicht ersichtlich. Die Planung lasse ein Mindestmaß des-
sen erkennen, was Inhalt des künftigen Bebauungsplans sein solle; eine reine Verhin-
derungsplanung liege nicht vor. Die Gemeinde sei durch Erteilung des Einvernehmens
nicht am Erlass einer Veränderungssperre gehindert. Dem erteilten Einvernehmen kom-
me nicht die Wirkung des § 14 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) zu. Weil die Entwicklung
des Bebauungsplans noch ganz am Anfang stehe, könne derzeit eine Ausnahme von der
Veränderungssperre nicht zugelassen werden. Unabhängig von der Veränderungssperre
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sei das Vorhaben aber ohnehin noch nicht entscheidungsreif. Das Landratsamt beurteile
das Baugrundstück bauplanungsrechtlich als Außenbereich. Wegen des südwestlich an-
grenzenden Grundstücks FlNr. 9/1 entstehe der Eindruck einer sehr großen unbebauten

Fläche. Ein Planungserfordernis sei gegeben. Die Fachbehörden seien noch nicht betei-
ligt worden. Auch die Zufahrt sei noch nicht hergestellt.

Am .... Mai 2015 erhob die Klägerin Klage zum Bayerischen Verwaltungsgericht München

letztendlich mit dem Antrag,

den Bescheid des Landratsamts Traunstein vom .... April 2015 aufzuheben und den

Beklagten zu verpflichten, den Vorbescheidsantrag der Klägerin positiv zu verbe -

scheiden.

10 Sie trägt vor, die Beigeladene sei zwar durch Erteilung des Einvernehrnens nicht daran
gehindert, ein Bebauungsplanverfahren einzuleiten. Die Veränderungssperre sei jedoch

als Negativplanung nichtig. Es seien keine positiven Planungsansätze vorhanden. Die

Beigeladene habe erst im April 2015 ein Planungsbüro beauftragt. Aus dem erteilten Auf-

trag werde deutlich, dass die Beigeladene keine Vorstellungen von der Art der Bebau-
ung habe. Es liege vielmehr eine Negativplanung vor, die sich darin erschöpfe, Vorha-

ben auszuschließen, die einer Hotelnutzung auf dem Nachbargrundstück widersprechen

könnten. Der Vorbescheidsantrag sei entscheidungsreif. Die Einordnung als Außenbe-

reich sei nicht haltbar, auch wegen der nur geringen Größe der Fläche. Rund um das Na-

turdenkmal .....
" bestehe eine ringförmige Bebauung, zu der auch das klägerische Grund-

stück gehöre. Die geplante Bebauung füge sich ein und führe nicht zu städtebaulichen
Spannungen.

11 Der Beklagte beantragt,

12 die Klage abzuweisen.

13 Er weist den Einwand der Negativplanung zurück. Die positiven Planungsabsichten erçä-

ben sich aus dem Bebauungsplanaufstellungsbeschluss, wo die ”Sicherung des touris-

tisch genutzten baulichen Bestands unter Einbeziehung des gewachsenen Gefüges mit

zahlreichen Baudenkmäler«' genannt sei. Das Grundstück liege im Außenbereich.

14 Die beigeladene Gemeinde stellt keinen Antrag.

15 Das Gericht hat am 6. Oktober und am 9. November 2015 mündlich verhandelt. Am 9.

November 2015 hat es außerdem Beweis erhoben durch Einnahme eines Augenscheins.

16 Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der vorgelegten Behördenakte
und der Gerichtsakte verwiesen.

Entscheidungsgründe

17 Die vorliegende Verpflichtungsklage hat die Erteilung eines Vorbescheids über die bau -

planungsrechtliche Zulässigkeit des unter dem .... Mai 2014 zur Genehmigung gestellten
und unter dem .... Juli 2014 geänderten Vorhabens zur Errichtung von fünf Einfamilien-
häusern mit Stellplätzen zum Inhalt.

18 Die Klage hat keinen Erfolg. Der Bescheid des Landratsamts Traunstein vom
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April 2014 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten; sie hat kei-
nen Anspruch auf Erteilung des begehrten Vorbescheids ( 113 Abs. 5 Satz 1 Verwal-
tungsgerichtsordnung - VwGO -).

19 1. Das Vorhaben der Klägerin widerspricht öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im Vor-

bescheidsverfahren zu prüfen sind. Nach Art. 71 Satz 1 Bayerische Bauordnung (BayBO)

ist vor Einreichung eines Bauantrags auf Antrag des Bauherrn zu einzelnen Fragen des
l3auvorhabens ein Vorhescheid zu erteilen. Geklärt werden können Fragen, die in einer
Baugenehmigung zu entscheiden sind (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 68 Abs. 1 Satz 1 Halbs.
1 i.V.m, Art. 59 Satz 1 Mr. 1 BayBO, § 29 if. BauGB). Wie dargestellt betrifft der Vorbe-
scheidsantrag die baup!anungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens.

20 i)em Anspruch der Klägerin steht zwar nicht die von der Beigeladenen erlassene Verän-
derungssperre entgegen (2.). Das Vorhaben ist jedoch deshalb bauplanungsrechtlich un-
zulässig, weil es sich im Außenberefch befindet und öffentliche Belange beeinträchtigt
(3.).

21 2. Die von der Beigeladenen am .... Dezember 2014 beschlossene Veränderungssper-
re zur I-\ufstellung eines Bebauungsplans für die Ortsmitte der Beigeladenen ist unwirk-
sam und steht dem Vorhaben der Klägerin nicht entgegen. Nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 Bau-
GB kann die Gemeinde, wenn ein Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans
gefasst ist, zur Sicherung der Planung für den künftigen Planbereich eine Veränderungs-
sperre mit dem Inhalt beschließen, dass Vorhaben i.S.v. § 29 BauGB nicht durchgeführt
werden dürfen.

22 Die Veränderungssperre Ist zwar hier nicht aus formell -rechtlichen Gründen unwirksam.
lnsbesondere Ist es nicht zu beanstanden, dass der Beschluss über die Aufstellung des
Bebauungsplans und der Beschluss über die Veränderungssperre in derselben Gemein -

derat:ssitzung gefasst wurden (vgl. BVerwG, B.v. 9.2.1989 - 4 B 236.88 - ZfBR 1989, 171
juris Ls. 1).

23 Die Veränderungssperre Ist jedoch materiell unwirksam.

24 Zwar wird die Beigeladene durch Erteilung des Einvernehmens zu dem Vorhaben nicht
daran gehindert, eine dem Vorhaben widersprechende Bauleitplanung zu betreiben und
sie durch eine Veränderungssperre zu sichern (BVerwG, U.v. 19.2.2004 - 4 CN 16.03 -

BauR 2004, 1252 - juris Ls.). Weiter ist es auch zulässig, eine Veränderungssperre erst

nach Eingang des Bau- oder Vorbescheidsantrags bei der Bauaufsichtsbehärde zu er-
lassen. Gemeinden haben auch aus Anlass eines konkreten Bauantrags die Möglichkeit,

die rechtlichen Voraussetzungen der Zulässigkeit des Vorhabens noch zu verändern
(BVerwG, B.v. 18.12.1990 - 4 NB 8.90 - BayVBl 1991, 280 - juris Ls. 4).

25 Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Ist jedoch nicht sicherungsfähig. Die Pla-
nungsabsichten der Beigeladenen sind nicht hinreichend konkretisiert.

26 Eine Veränderungssperre Ist als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums
(Art. 14 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz - GG) zur Sicherung der Planung nur gerechtfertigt,
wenn dar Planaufstellunqsbeschluss ein Mindestmaß dessen erkennen lässt, was Inhalt
des zu erwartenden Bebauungsplans sein soll. Nur dann kann die Veränderungssper-

me ihren Sinn erfüllen, vorhandene planerische Ziele zu sichern und deren weitere Ent-
wicklung zu ermöglichen. Unzulässig ist eine Veränderungssperre hingegen, wenn zur
Zeit ihres Erlasses der Inhalt der beabsichtigten Planung noch in keiner Weise abzuse-
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hen ist. Demgemäß muss Im Zeitpunkt des Erlasses der Veränderungssperre über den
bloßen Aufstellurigsbeschluss hinaus eine hinreichende Konkretisierung der Plarwngsab -

sichten vorliegen (vgl. 8VerwG, B.v. 22.1.2013 - 4 BN 7.13 - juris Rn. 3; B.v. 2110.2010
4 BN 26,10 - BauR 2011, 481 -juris Rn. 6). Die Anforderungen an die Konkretisierung

der Planungsabsichten dürfen im Interesse eines effektiven Schutzes der Planung nicht
überspannt werden. Im Allgemeinen genügt es, dass die Ziele und Zwecke der Planung

und die die Nutzung im Wesentlichen bestimmenden Elemente beim Erlass der Verände-
rungssperre vorliegen. In diesem Sinne hinreichend konkretisiert ist eine Planung, wenn
anhand der beabsichtigten planerischen Gestaltungsvorschriften nach § 14 BauGO beur-
teilt werden kann, ob ein konkretes Vorhaben die Planung stören oder erschweren karin
(vgl. BVerwG, U.v. 19.2.2004-4 CN 16.03- DVBI 2004, 950 -juris Rn. 28). SolI mit dem
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan (auch) die Art der baulichen Nutzung gesteu-

ert werden, ist der Inhalt des zu erwartenden Bebauungsplans noch offen, wenn Vorstel-
lungen über die angestrebte Art der baulichen Nutzung fehlen (BVerwG, B.v. 16.12.2013
-4 BN 18.13 - BRS 81 Nr. 130 (2013) -juris Rn. 5).

27 Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe sind die Planungsabsichten der Beigeladenen
nicht ausreichend konkret, um sie mit einer Veränderungssperre abzusichern. Aus der
Begründung zum Aufstellungsbeschluss lässt sich nicht - auch nur überschlägig - ent-
nehmen, was die Beigeladene auf dem beplanten Gebiet verwirklichen möchte. Es ist
zwar ausgeführt, welche allgemeinen Planungsziele die Gemeinde verfolgt (geordnete

städtebauliche Entwicklung und Sicherung des touristisch genutzten baulichen Bestands)

und worin die Notwendigkeit für die Aufstellung eines Bebauungsplns besteht (Kon-

fliktbewältigung für Hotel mit Parkplatz und Landwirtschaft sowie ”.',"), nicht aber, wel-
che Art der baulichen Nutzung künftig in der Ortsmittel zulässig sein und wie diese Kon-

fliktbewältigung erfolgen soll. Dies ist jedoch Mindestinhalt einer sicherungsfähigen Pla-
nung. Bezeichnend für die fehlende Konkretisierung ist, dass der streitgegenständlic:he

Bescheid ausführt, eine Ausnahme von der Veränderungssperre nach § 14 Abs. 2 BauCiB
könne nicht erteilt werden, weil die Entwicklung des Bebauungsplans noch ganz am An-
fang stehe.

28 3. Das Vorhaben ist bauplanungsrechtlich unzulässig. Es soll nicht innerhalb eines im
Zusammenhang bebauten Ortsteils i.S.d. § 34 Abs. I 8auGB, sondern im Außenbereich
( 35 Abs. 1 BauGB) verwirklicht werden und beeinträchtigt als sonstiges Vorhaben ge-
mäß § 35 Abs. 2 BauGB öffentliche Belange. Eine Differenzierung zwischen den einz3lrien
Einfamilienhäusern ist insoweit nicht vorzunehmen, weil sich der Vorbescheidsantrag auf
das Vorhaben in seiner Gesamtheit bezieht.

29 Ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil iSv. § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB - in Abgrenzung
zum Außenbereich - Ist jede Bebauung im Gebiet einer Gemeinde, die - trotz vorhande-
ner Baulücken - geschlossen und zusammengehörend wirkt, nach Anzahl der vorhande-
nen Gebäude ein gewisses Gewicht hat und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruk-
tur ist (BVerwG, U.v. 6.11.1968 - IV C 47.68 - BayVBl 1969, 134 - juris Rn. 19). Der Be-
griff der ”im Zusammenhang bebauten Ortsteile" umfasst also zwei Komponenten: den
”Ortsteil" und den ”Bebauungszusammenhang". Im vorliegenden Fall liegt das Vorha-
bengrundstück in der Ortsmitte des Gemeindegebiets der Beigeladenen und damit un-
zweifelhaft in einem Ortsteil. Nach den Erkenntnissen der Kammer bei der Ortseinsicht
am 9. November 2015 fehlt es jedoch an einem Bebauungszusamrnenhang.

30 Für das Bestehen eines Bebauungszusammenhangs i.S.d. § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist
ausschlaggebend, ob und inwieweit eine tatsächlich aufeinanderfolc;ende Bebauung -
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trotz etwa vorhandener unbebauter, aber bebauungsfähiger Grundstücke (Baulücken

im engeien Sinne) oder freier Flächen, die wegen ihrer natürlichen Beschaffenheit oder
wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung einer Bebauung entzogen sind - den Ein-
druck der Geschlossenheit (Zusammengehörigkeit) vermittelt (BVerwG, U.v. 19.4.2012

4 C 10.11 - NVwZ 2012, 1631 - juris Rn. 11). Darüber, wo die Grenze des Bebauungs-
zusammenhangs verläuft, ist nicht nach geographisch-mathematischen Maßstäben,
sondern aufgrund einer umfassenden, die gesamten örtlichen Gegebenheiten erschöp-
fend würdigenden Wertung und Bewertung des konkreten Sachverhalts zu entscheiden
(BVerwG, U.v. 6.11.1968 .- IV C 47.68 - BayVBl 1969, 134 - juris Rn. 17; U.v. BVerwG,

U.v. :194.2012 4 C 10.11 - NVwZ 2012, 1631 - juris Rn. 11). Eine ringsum von Bebau-

urig umgebene Freifläche, die so groß Ist, dass sich ihre Bebauung nicht mehr als zwang-
lose Fotsetzung der vorhandenen Bebauung aufdrängt und die deshalb nicht als Bau 0 -

cke erscheint, liegt nicht innerhalb eines Bebauungszusammenhangs; sie ist bebauungs-

rechtlich Außenbereich (l3VerwG, By. 15.9.2005 - 4 BN 37.05 - BauR 2006, 348 - juris
Rn. 3),

31 Nach diesen Maßstäben liegt das Vorhabengrundstück im Außenbereich. Dabei bildet
das Na1:urdenkmal .....

" aufgrund seiner starken Steigung im Norden des Grundstücks
FlNr. 9/3 eine topografische Grenze. Zugleich setzt sich die unbebaute Fläche des ... in
das zur Bebauung vorgesehene Areal fort. Das Vorhabengrundstück FlNr. 9/3 ist - mit
Ausnahme des im Norden vorhandenen Einfamilienhauses mit Umgriff - Teil einer rund
4.500 qm großen unbebauten Fläche, zu der auch das Grundstück FlNr. 9/1, der südliche
Teil des Grundstücks FlNr. 9/2 und die süd-östliche Ecke des Grundstücks FlNr. 9/6 ge-

hören. Die unbebaute Fläche ist von der umliegenden Bebauung deutlich abgesetzt und
erscheint dieser nicht mehr zugehörig. Die Bebauung der derzeit noch unbebauten Flä-
che drängt sich nicht als zwangsläufige Fortsetzung dieser bereits bestehenden Bebau-
ung auf. Zum einen ist die Freifläche so groß, dass ihre Bebauung durch die Umgebungs-
bebauung nicht vorgegeben wird; zum anderen ist die Umgebungsbebauung hinsichtlich
Art und Maß zu inhomogen, um die Bebauung der unbebauten Fläche vorzugeben. Auch
die weqemäßige Erschließung der inmitten von Bebauung liegenden Freifläche ist nicht
eindeutig gesichert.

32 Das Vorhaben der Klägerin stellt daher ein sonstiges Vorhaben iSv. § 35 Abs. 2 BauGB

dar und beeinträchtigt öffentliche Belange. Durch das nicht privilegierte Vorhaben Ist

die Entstehung einer Splittersiedlung zu befürchten ( 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 BauGB). Mit
dieser Regelung will das Gesetz einer zusammenhanglosen oder aus anderen Gründen
unorqanischen Streubehauung des Außenbereichs entgegen treten. Die Errichtung des
geplanten Wohnhauses würde zu einer Ausweitung der Siedlungstätigkeit in den ”Außen-
bereich im Innenbereich" führen und dem Bestreben des Gesetzes zuwider laufen, eine
Zersied lung des Außenbereichs zu verhindern. Weiter beeinträchtigt das Vorhaben den
in § 35 Aos. 3 Satz 1 BauGB nicht ausdrücklich genannten öffentlichen Belang eines Pla-
nungsertordernisses. Ein solches Erfordernis liegt vor, wenn das Vorhaben einen Koordi-
nierungsbedarf auslöst, dem nicht das Konditionalprogramm des § 35 BauGB, sondern
nur eine Abwägung im Rahmen einer förmlichen Planung angemessen Rechnung zu tra-
gen vermag (vgl. BVerwG, U.v, 1,8.2002 - 4 C 5.01 - DVBI 2003, 62 - juris Ls. 1). Dies
ist hier der Fall, weil eine Planung der Beigeladenen insbesondere zur Art der baulichen
Nutzung, zur Bewältigung immissionsschutzrechtlicher Fragen aufgrund des benachbar-
ten Hotels mit Landwirtschaft und zur Frschließung erforderlich erscheint.
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33 Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Beigeladene, die keinen
Antrag gestellt und sich damit keinem Kostenrisiko ausgesetzt hat, trägt ihre außerge-
richtlichen Kosten selbst ( 154 Abs. 3, § 162 Abs. 3 VwGO). Die Entscheidung über die
vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO .V.m. § 708 if, Zivilprozessordnung
(ZPO).

34 Beschluss

35 Der Streitwert wird auf EUR 50.000,-- festgesetzt ( 52 Abs. 1 Gerichtskostenqesetz -

GKG - i.V.m. Nr. 9.1.1.1 und Nr. 9.2 des Streitwertkatalogs).
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2 Rainer Maria Löckener
I DipL-Betriebswirt (FH)

Sachverstndigenbüro R. M. Löckener
Spitalgasse 4¯ 83435 Bad Reichenhall

Amtsgericht Traunstein
Abteilung für Vollstreckungssachen -

Herzog-Otto-Str. 1
nIaufstelIe)83278 Traunstein ßJustizbehörde 4n Trauristeinj

Eing, 02 März 2024

LURc

Az.:
Schuldnerin:

Bewertungsobjekte:

4 K 48/21

Von der Industrie- und Handelskammer in

München öffentlich bestelltet und vereidig-

ter Sachverständiger für die Bewertung von

bebauten und unbebauten Grundstücken.

PLZ und Stadt: ß3435 Bad Reichenhall
Straße: Spitalgasse 4

Telefon: 08651 9652300

Telefax: 08651 9652302

E-Mail: mail@loeckener.com
Internet: www.loeckener.com

Bad Reichenhall, den 05.03.2024

ein bebautes und vier unbebaute Grundstücke
Seerosenweg, 83242 Reit im Winkl

bezugnehmend auf Ihre E-Mail vom 04.03.2024 und dem beigefügten Urteil des Verwaltungsge-

richts München vom 09.11.2015, Aktenzeichen: M 1 K 15.1913, erhalten Sie die nachfolgende

Stellungnahme.

Dieses Urteil wurde mir seitens der betreibenden Gläubigerin und der Schuldnerin nicht vorge-

legt

Aus diesem Grund blieb das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts vom 0.11.2015 in
meinem Verkehrswertgutachten vom 23.12.2022 unberücksichtigt. Einen influss auf den von
mir festgelegten Markt- bzw. Verkehrswert der beschlagnahmten Grundstücke zum Stichtag
22.11.2022 hat dies jedoch nicht.
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Begründung:
Grundilage meiner Verkehrswertermittlung war nicht das Betreiben der Schuldnerin

eine Baugenehmigung für die Errichtung von fünf Einfamilien-

häusern oder Chaléts zu erreichen

Es lag mir vielmehr der Vorentwurf des Bebauungsplanes ”Ortskern - Nordwestlicher Teil" der

Architekten Mißberger + Wiesbauer aus Tittmoning vom 08.03.2017 vor, der das Quartier als

Sondergebiet ”Frernderiverkehr" (50:1.) gemäß § 11 Abs. 2 NauNVO bzw. § 4 (a) BauNVO (WA2),

als Allgemeines bzw. 3esonderes Wohngebiet festsetzt. Daraus ist ein mögliches ”Baurecht" für

das Qi.artier abzuleiten, auch wenn mit ’ ßauamtsleitung in der Gemeinde Reit

im Winkl, in einer Mail vom 13.10.2022 bestätigte, dass es keinen rechtskräftigen Bebauungs-

plan gäbe und sich die beschlagnahmten Grundstücke nach § 35 BauGB noch immer im baupla-

Aus den Festsetzungen des Vorentwurfs zum Bebauungsplan 0rtskern - Nordwestlicher Teil",

der nurin Kenntnis und Abstimmung mit den örtlichen Behörden erfolgen konnte, habe ich für

mein Eiutachten ein mögliches Baurecht für die beschlagnahmten Grundstücke in Zukunft nicht

ausgeschlossen. Die Wartedauer bis zu einer Baureife der Grundstücke zum Wertermittlungs-

stichtag, dem 22.1L2022, habe ich in meinem Gutachten pauschal mit 5 Jahren angesetzt. Für

diesen Zeitraum habe ich die von mir aufgrund der Lage und örtlichen Marktverhältnisse ange-

passten Bodenwerte mit einem Zinssatz von 5 % über 5 Jahre abgezinst.

/3

nungsrechtlichen Außenbereich befänden.
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In meinem Gutachten wurde auf der Seite 19 auf die östliche Erschließung durch das Geh- und

Fahrrecht über das Grundstück mit Hotelbetrieb auf Flnr. 12 hingewiesen und der Abriss des

bestehenden Gebäudes auf Flnr. 9/3 wurde wertmindernd berücksichtigt. Damit wurden aile

Erkenntnisse für die Verkehrswertermittlung von mir sachverständig berücksichtigt.

Nach meinen Erkenntnissen ist im Quartier nördlich an das Hotelprojekt anschließend eine Fach-

klinik geplant, was die veränderte Planung der Gemeinde und die besondere Nachfrage nach

den Grundstücken inlesem Verfahren erklären würde.

Rainer Löckener
öffentIiçIbestellter und

ieredig.& Sachverständiger

t.H) RA/j

?Q Und H ds11\ ;Hunbng
fljt

WHJUN VÜH OfMITfH / '

0000HfBiurf /
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Von:
Gesendet: Donn&sthcz. 13 Oktober 2022 11:13
An:
Betreff: AW: Zwanqsversteiaeruna. Az: 4 K 4/21 SeerosenweQ 8, Reit im Winki

Die Grundstücke Fi.Nrn. 9114, l15, 9116 und 9/17, Gemarkung Reit m Winkt befinden sich im
bauplanungsrechtlichert Außenbereich 9em. § 35 BauGB, sind also grundsätzlich nicht bebaubar. Im
Flächennutzungsptäne sind diese als sonstige Grünfläche dargesteHt.
Beiträge für Erschließunq etc. wurden nicht erhoben.

Mit freundlichen Grüßen

Gemeinde Reit im Winki
Rathauspiatz I
0-83242 Reit im Winki
Tel. +49 (0) 8840 800-57 Fax: +49 (0) 8640 800-34
E-MaiI: jgrreitimwinkbaem.de
Internet: www. reitimwinicLcLe

REITIMWINKL
'., /

Hinweise
Die Informationen dieser 1Iachiicht sind ausschließlich für den oder die in der E-Mail angegebenen Adressaten bestimmt. Sollten Sie dlae Nachricht irrtümlich erhalten
haben, informieren Sie bitte den Absender und löschen Sie blUe diese Mail von Ihrem E-Mail-Konto. Das unerlaubte Kopieren sowie die unbefugle Weitergabe dieser
Mail oder von Teilen dieser Mall Ist nicht gestattet, Wr haben alle verkehrsübticheil Maßnahmen getroffen, um des Risiko der Verbreitung von Schadsottw&e (Viren,
Trojaner, Rootkit etc.) zu minimleren. Dennoch raten wir ihnen, ihre eigenen Virenkontrollen auf alle Anh5nge dieser Nachricht durchzuführen. Für etwaige Shüder,

die beim Aufruf dieser Mail oder Ihrer Anh5nge verursacht werden, wird nicht gehaftet.
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Dienstbarkeitsbestellüflg, weitere

Vereinbarungen

Heute, den achtundzwanzigsten November

zweitause.nddrei
- 28.11.2003

sind vor rnir

Dr. Friedrich Anton von Daurniller,

iotar in Prien a. Chiemsee,

in meinen mtsräumen in Prien a. C.hiemsee, Bahnhof -

straße 1 - Hilzpassage -’ gleichzeitig anwesend:

1 . Frau

2.Herr

Die Anwesenderi'wiesen sich aus äurch Vorlage ihrer

Personalausweise.



-2-

A)

Distharkeitsbestelung

I,

1.

Im Grundbuch des mtsgerichts Traunstein von

Reit im Wlnki Blatt 1357

ist Herr als Al -

leineigentümar des zusammen mit Fist. 12/6 zu einer

Grundstückseinheit gehörenden Fiurstücks der

Gemarkung Reit im Winki

Flst.

12 Kirchplatz 7.. Gebäude- und Frei-

fläche zu 0,7038 ha

hierzu: Reale Taferngerechtsame

eingetragen.

1¯ 2.

Frau ist im

Grundbuch desselben Gerichts für

Reit im Wthkl Blatt 560

allein eingetragen als Eigentümerin des Grundstücks

derselben Gemarkung

Flst.



-

9/3 Seerosenweg 9. Vohnhaus, Hof- und Gebäude-

flächen, Gartenland zu 0,2555 ha.

3.

Das Grundstück Fist. 9/3 der Gemarkung Reit im

Winki im Eigentum von Frau

/ hat keine durch Eintragung im Grundbuch gesi-

cherte Zufahrt. Die Zufahrt zu Flst. 9/3 war dem

jeweiligen Eigentümer von Fist. 9/3 durch eine Zu-

fahrt über Fist. 12 und zwar westlich des Hotelge-

bäudes und östlich des Garagengebäudes bis auf Wi-

derruf gestattet worden.

Das Grundstück Fist. 12 der Gemarkung Reit im Winki

im Eigentum von Herrn soil nunmehr

mit einer Grunddienstbarkeit und einer beschränkten

persönlichen Dienstbarkeit belastet werden.

II.

Herr belastet hiermit sein Fist.12

der Gemarkung Reit im Winkl (dienendes Grundstück)

zugunsten des jeweiligen Eicientümers des Grund-

stücks Fist. 9/T (herrschendes

Grundstück) mit einer

Grunddienstbarke± t



- -

des Inhalts, dass dieser für alle Zeiten unentgelt-

lich berechtigt ist, auf einem drei Meter breiten
Grundstreifen, so wie dieser im beigefügten Lage-

plan schraffiert eingezeichret Ist, jederzeit und

ungehindert über das dienende Grundstück zu cehen

und zu fahren, um vom herrschenden Grundstücke zur

öffentlichen Straße Am Grünbühei" hin- und zurück-

gelangen zu können.

Der Geh- und Fahrtrstreifen ist, soweit er auf der

Saalzufahrt zum 'Hotel Post" verläuft, in der Natur

bereit.s befestigt.

Ferner belastet der Eigentümer des Fist. 12 der Ge-

markung Reit irl Winki dieses Flurstück zuqunsten

der Gemeinde Reit im Winkl mit einer

beschänlcten persönlichen Dienstbarkeit

des :tnhalts, dass auch diese für alle Zeiten unent-

geltlich berechtigt Ist, die vorstehenden Flächen

zu begehen, zu befahren, soweit dies im öffentli-

chen Interesse zur Erfüllung der aus den gesetzli-

chen Bestimmungen, insbesondere der Bauordnung,

sich ergebenden Aufgaben der Gemeinde erforderlich

ist.

In diesem Rahmen kann die Gemeinde die. Ausübung des

Rechtes auch Dritten überlassen, z.B. Feuerwehr,

Müllabfuhr.

Die Ausübung des Rechts ist auf die genannte Grund-

stücksfl.äche beschränkt.

Die Gemeinde it weder zur Anlegung, noch zur Er -

haltunci oder Verkehrssicherung des vorgesehenden

Weges verpflichtet. Andererseits ist sie nicht be-
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rechtigt, die egeflächa als Gemeindestrafe dem öf-

fentlichen Verkehr zu widmen.

Die Beteiligten

b e g a a

die Eintranung

1. der Grunddienstbarkeit und

2. der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit

am dienenden Flst. 12 im Gleichrang untereinander

an nächstoffener Fangstel1e in das Grundbuch

Um Vollzugsnachricht wird gebeten.

B)

Zus.tz1iche Vereinbarung

Für die Einräumung der vorbestellten Dienstbarkei-

ten haben Frau und Herr

vereinbart:

1.

Herr gestattet Frau F

als derzeitiger Eigentümerin des Grundstücks Fist.

9/3 weiterhin die Ausübung des Geh- und Fahrrenkts

wie bisher uber Fist 12 zwrschea Hoce1gebaucL3 uno

Garagengebäude bis auf Widerruf.
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C)

Sonstiges

I,

Vorn ?otar wurde darüber belehrt, dess die vorbe-

stellten Dienstbarkeiteo erlöschen können, wenn ein

Gläubiger der im RanQ voreingetragenen Grundofar1d -

rechte die Zwangsversteigerung aus einem solchen

Grundpfandrecht betreibt. Der Notar hat einen Rang-

rücktritt der Grundpfandreciitsglubiger hinter die

vorbestellten Grundpfandrechte angeregt. Ein sol-

cher Rangrücktritt soll vorerst jedoch nicht cinge -

holt werden.



Vorgelesen vom Notar
von deli BeteWgten genehmigt
und eigenhändig unterschrieben

/6')

1
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v Die Crstellung von Aua:b5en ann dem t(a1asterk2rtecrwak ist der das Mtsster tOt,rende . s ’

I ’.’ Bch5rde vorbehalten (Alt 11 Abs. 4 VermKstü).Vervir!15111gungeü (koDiert bzw. digitati-

s \ ’ ? sien und EDV-ges5alCheri} nur (Or den eigenen Bedatt Weitergabe an Orgie multI erlaubt. I. A.
In der Darstellung der Grenzen kannen Vernderuigen beruck-
slchttgt sein die noch nicht tn das Grundbuch übernommen sind. J
Der Gebsudenachwei5 (ann vorn örtlichen Bestand abweicnen.

'g Lang gestriche(te Grenzen sind aus der Flurkarte 1 5000 oder
250() übertragen und zur Maßentnahme nur bedingt geeignet.


